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1.
Annahme der Tagesordnung

Dok. 7941/08 OJ CONS 19 TRANS 98 TELECOM 32 ENER 92

Der Rat nahm die vorgenannte Tagesordnung an.

2.
Annahme der Liste der A-Punkte


Dok. 8018/08 PTS A 17

Der Rat nahm die in Dokument 8018/08 enthaltene Liste der A-Punkte mit Ausnahme von Punkt 26 an.

Nähere Angaben zu den Punkten 8, 28 und 29 sind in Addendum 1 enthalten.  

Die Dokumentenangaben zu Punkt 27 Buchstabe a müssen wie folgt lauten:

TOP 27 a):

6920/08 TRANS 56 CODEC 261





+ COR 1 (de)





+ COR 2





+ COR 3 (cs)





+ REV 2 (hu)




7629/08 CODEC 373 TRANS 82

LANDVERKEHR

3.
Straßenverkehr
a)
Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über gemeinsame Regeln für den Zugang zum Markt des grenzüberschreitenden Güterkraftverkehrs (Neufassung)

b)
Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung gemeinsamer Regeln für die Zulassung zum Beruf des Kraftverkehrs​unternehmers

c)
Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über gemeinsame Regeln für den Zugang zum Personenkraftverkehrsmarkt (Neu​fassung)

–
Orientierungsaussprache/Sachstandsbericht

(Öffentliche Beratung gemäß Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe c der Geschäftsordnung des Rates)

Dok.
10092/07 TRANS 189 CODEC 599

+ REV 2 (en,fr,de)

10114/07 TRANS 194 CODEC 602

+ REV 1 (en,fr,de)

10102/07 TRANS 191 CODEC 601

+ REV 2 (en,fr,de)

7852/08 TRANS 95 CODEC 402

+ ADD 1

+ ADD 1 COR 1 (de)

+ ADD 2

+ ADD 3

+ ADD 3 COR 1 (pt)

Der Rat führte eine Orientierungsaussprache über die vorgenannten Vorschläge und beschloss, sie den Vorbereitungsgremien des Rates zur weiteren Prüfung zu übermitteln, damit der Rat (Verkehr, Telekommunikation und Energie) auf seiner Tagung im Juni 2008 zu einer allgemeinen Ausrichtung/politischen Einigung gelangen kann.

4.
Schienenverkehr

Mitteilung der Kommission "Aufbau eines vorrangig für den Güterverkehr bestimmten Schienennetzes"

–
Annahme von Schlussfolgerungen des Rates

Dok.
14165/07 TRANS 313

7553/08 TRANS 77

Der Rat nahm Schlussfolgerungen (Dok. 7553/08) zu der vorgenannten Mitteilung der Kommission an.

INTERMODALER VERKEHR

5.
Geänderter Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die weitere Durchführung der europäischen Satellitennavigationsprogramme (EGNOS und Galileo)
–
Allgemeine Ausrichtung

(Öffentliche Beratung gemäß Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe c der Geschäftsordnung des Rates)

Dok. 13113/07 TRANS 281 MAR 68 AVIATION 156 RECH 247 CAB 32 FIN 438 CODEC 990

8046/08 TRANS 104 MAR 53 AVIATION 88 RECH 107 CAB 19 FIN 112 CODEC 426

Der Rat legte eine allgemeine Ausrichtung zu dem geänderten Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die weitere Durchführung der europäischen Satellitennavigationsprogramme (EGNOS und Galileo) auf der Grundlage des Textes fest, der zuvor in informellen Verhandlungen mit dem Europäischen Parlament zwecks Einigung im Rahmen der ersten Lesung vereinbart worden war.  Das Ergebnis ist in Dokument 8046/08 wiedergegeben.

Ferner vereinbarte der Rat, die in der Anlage wiedergegebenen Erklärungen in das vor​liegende Ratsprotokoll aufzunehmen.

LUFTVERKEHR

6.
Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zu Flughafen​entgelten
–
Politische Einigung

(Öffentliche Beratung gemäß Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe b der Geschäftsordnung des Rates)

Dok.
5887/07 AVIATION 27

8017/08 AVIATION 85 CODEC 420

+ COR 1

Der Rat gelangte zu einer politischen Einigung über den Richtlinienvorschlag zu Flughafen​entgelten in der Fassung von Dok. 8017/08, wobei Luxemburg dagegen stimmte.
Nach der abschließenden Überarbeitung des Textes wird der Rat auf einer seiner nächsten Tagungen seinen gemeinsamen Standpunkt festlegen und ihn dem Europäischen Parlament im Rahmen des Mitentscheidungsverfahrens zur zweiten Lesung zuleiten.

Der Rat nahm die in der Anlage wiedergegebenen Erklärungen der deutschen und der luxem​burgischen Delegation zur Kenntnis.

7.
Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über einen Verhaltenskodex in Bezug auf Computerreservierungssysteme
–
Allgemeine Ausrichtung

(Öffentliche Beratung gemäß Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe c der Geschäftsordnung des Rates)

Dok.
14526/07 AVIATION 204 CODEC 1163

7047/08 AVIATION 58 CODEC 281

Der Rat legte eine allgemeine Ausrichtung zu dem Verordnungsentwurf über einen Ver​haltenskodex in Bezug auf Computerreservierungssysteme in der Fassung von Dok. 7047/08 fest.

Der Rat nahm die in der Anlage wiedergegebene Erklärung der Kommission zur Umsetzung von Artikel 8 des Verordnungsentwurfs zur Kenntnis.

8.
Mitteilung der Kommission an den Rat, das Europäische Parlament, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen "Agenda für eine nachhaltige Zukunft der allgemeinen Luftfahrt und der Geschäftsreiseluftfahrt"
–
Annahme von Schlussfolgerungen des Rates

Dok.
5334/08 AVIATION 12

7668/08 AVIATION 79

+ COR 1

Der Rat verabschiedete Schlussfolgerungen (Dok. 7668/08 + COR 1) zur Mitteilung der Kommission über eine Agenda für eine nachhaltige Zukunft der allgemeinen Luftfahrt und der Geschäftsreiseluftfahrt.

SCHIFFSVERKEHR

9.
Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die Erfüllung der Flaggenstaatpflichten
–
Orientierungsaussprache/Sachstandsbericht

(Öffentliche Beratung gemäß Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe c der Geschäftsordnung des Rates)

Dok.
6843/06 MAR 23 ENV 131 CODEC 201

7630/08 MAR 43 ENV 167 CODEC 374

+ ADD 1

+ COR 1

Der Rat nahm den Sachstandsbericht (Dok. 7630/08) über einen Vorschlag für eine Richtlinie über die Erfüllung der Flaggenstaatpflichten zur Kenntnis und führte eine öffentliche Orientierungsaussprache hierüber.

Bei der Orientierungsaussprache wiesen alle Mitgliedstaaten darauf hin, wie sehr ihnen an der Verbesserung der Seeverkehrssicherheit und der Verhütung der Meeresverschmutzung durch Schiffe gelegen ist.  Nach ihrem Dafürhalten ist die Erfüllung der einschlägigen Flaggen​staatspflichten von wesentlicher Bedeutung für die Erreichung dieses Ziels und sind insbe​sondere der IMO-Flaggenstaat-Code und das Auditsystem der IMO-Mitgliedstaaten die dafür geeigneten Mittel.  Die Mitgliedstaaten bekräftigten ihre Zusage, die zur Umsetzung der internationalen Übereinkommen notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um gleiche Aus​gangsbedingungen für alle Seebehörden der Mitgliedstaaten zu gewährleisten, und hoben her​vor, wie wichtig es ist, zu diesem Zweck bewährte Praktiken auszutauschen.

Darüber hinaus betonten die Minister, dass weltweit gleiche Ausgangsbedingungen für die Erfüllung der internationalen Verpflichtungen durch die Flaggenstaaten zu schaffen sind, womit ein Beitrag zur Verbesserung der Sicherheit im Seeverkehr und des Schutzes der Meeresumwelt sowie zur Beseitigung unternormiger Schiffe geleistet würde.

Die Minister hielten in ihrer Mehrheit den entsprechenden Legislativvorschlag nicht für das wirksamste Mittel zur Erreichung der vorgenannten Ziele.  Daher gelangte der Vorsitz zu der Schlussfolgerung, dass für den Kommissionsvorschlag derzeit keine qualifizierte Mehrheit der Mitgliedstaaten besteht.  Der Vorschlag bleibt auf dem Tisch, aber der slowenische Vor​sitz kann noch keine ausreichende politische Unterstützung erkennen, die es gestatten würde, in naher Zukunft über den ursprünglichen Vorschlag der Kommission zu beraten.

10.
Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die zivil​rechtliche Haftung und die Sicherheitsleistungen von Schiffseignern
–
Orientierungsaussprache/Sachstandsbericht

(Öffentliche Beratung gemäß Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe c der Geschäftsordnung des Rates)

Dok.
5907/06 MAR 10 CODEC 94 ENV 51

7632/08 MAR 44 ENV 168 CODEC 376

+ ADD 1

+ COR 1

Der Rat nahm den Sachstandsbericht (Dok. 7632/08) über einen Vorschlag für eine Richtlinie über die zivilrechtliche Haftung und die Sicherheitsleistungen von Schiffseignern zur Kennt​nis und führte eine öffentliche Orientierungsaussprache hierüber.

In der Aussprache bekräftigte der Rat seine Entschlossenheit, die zur Verstärkung der See​verkehrssicherheit erforderlichen Maßnahmen zu treffen. Er wies ferner darauf hin, dass er bereits sechs politische Einigungen auf der Grundlage von fünf Kommissionsvorschlägen des dritten Maßnahmenpakets für die Seeverkehrssicherheit angenommen hat und die ent​sprechenden gemeinsamen Standpunkte dem Europäischen Parlament in Kürze übermittelt werden, damit bald eine Einigung erzielt werden kann, die gewährleistet, dass ihre Durch​führung so rasch wie möglich beginnt.

In der Aussprache wurde deutlich, dass der Legislativvorschlag nicht von einer breiten Mehr​heit der Mitgliedstaaten unterstützt wird.  Die Minister stimmten zwar der vorgenannten, von der Kommission vorgegebenen Zielsetzung zu, hielten die vorgeschlagene Richtlinie aber nicht für das geeignetste Mittel zur Erreichung dieses Ziels.  Die Mitgliedstaaten erklärten, dass eine Lösung auf internationaler Ebene (IMO) und nicht im Rahmen der vorgeschlagenen Richtlinie über die zivilrechtliche Haftung anzustreben wäre. 

Im Hinblick darauf gab eine Mehrheit der Mitgliedstaaten die Zusage, die erforderlichen Maßnahmen zur Ratifizierung und umfassenden Umsetzung des Übereinkommens von 1996 über die Beschränkung der Haftung für Seeforderungen (LLMC 1996) sowie anderer damit zusammenhängender internationaler Übereinkommen zu ergreifen, um zur Vermeidung von durch Schiffe verursachten Schädigungen Dritter und zur besseren Wahrung der Interessen von Unfallopfern beizutragen.

Der Vorsitz stellte abschließend fest, dass für den Vorschlag keine qualifizierte Mehrheit besteht und die Mitgliedstaaten statt dessen ihre Bereitschaft bekräftigten, alle Lösungs​möglichkeiten in Betracht zu ziehen, um die oben dargelegten Ziele zu erreichen.

11.
Sonstiges
a)
 Beratungsergebnisse des Rates (Umwelt) betreffend verkehrsbezogene Fragen, insbe​sondere das Legislativpaket "Klima-Energie", das Gesamtkonzept zur Ver​ringerung der CO2-Emissionen von Personenkraftwagen und leichten Nutzfahr​zeugen, Euro VI und Emissionen aus dem Schiffsverkehr

–
Informationen des Vorsitzes

(Antrag der deutschen und der österreichischen Delegation)


Dok.
8085/08 TRANS 107 ENER 96 ENV 195 ENT 60 MAR 54

Der Rat nahm die Informationen des Vorsitzes über die vorgenannten Fragen zur Kenntnis.

b)
Container-Scanner

–
Informationen der Kommission

(Antrag der französischen Delegation)


Dok.
7528/08 TRANS 75 UD 50


8080/08 TRANS 106 UD 55

Der Rat nahm die Informationen des Vorsitzes zum vorgenannten Thema zur Kenntnis.

c)
Informelle Tagung der Verkehrsminister "Ein nachhaltiges Verkehrssystem – eine Herausforderung für die Zukunft" (Brdo, 5./6. Mai 2008)

–
Informationen des Vorsitzes


Dok. 8086/08 TRANS 108

Der Rat nahm die Informationen des Vorsitzes über die Vorbereitung der vorgenannten Tagung zur Kenntnis.

_____________

ANLAGE

ERKLÄRUNGEN FÜR DAS RATSPROTOKOLL

Zu Punkt 5:
Geänderter Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die weitere Durchführung der europäischen Satellitennavi​gationsprogramme (EGNOS und Galileo)

1.
Erklärung des Europäischen Parlaments, des Rates und der Europäischen Kommission


zum "Interinstitutionellen Galileo-Ausschuss"

"1.
Angesichts der Bedeutung, Einzigartigkeit und Komplexität der europäischen GNSS-Pro​gramme sowie des gemeinschaftlichen Eigentums an den aus den Programmen her​vorgegangenen Systemen und der vollständigen Finanzierung der Programme aus dem Gemeinschaftshaushalt für den Zeitraum 2008 bis 2013 sehen das Europäische Parla​ment, der Rat und die Europäische Kommission die Notwendigkeit einer engen Zu​sammenarbeit der drei Organe.

2.
Ein Interinstitutioneller Galileo-Ausschuss wird zusammentreten, um jedes Gemein​schaftsorgan bei der Ausübung seiner jeweiligen Befugnisse zu unterstützen.  Zu diesem Zweck wird der Ausschuss eingesetzt, um folgende Aspekte aufmerksam zu verfolgen:

a.
die Fortschritte bei der Durchführung der europäischen GNSS-Programme, insbe​sondere im Zusammenhang mit der Auftragsvergabe und den vertraglichen Ver​einbarungen, vor allem in Bezug auf die ESA;

b.
die internationalen Vereinbarungen mit Drittländern unbeschadet der Bestimmun​gen des Artikels 300 des Vertrags; 

c.
die Vorbereitung der Satellitennavigationsmärkte;

d.
die Wirksamkeit der Unternehmenssteuerung und

e.
die jährliche Überprüfung des Arbeitsprogramms.

3.
Im Einklang mit den geltenden Vorschriften wahrt der Ausschuss die gebotene Verschwie​genheit insbesondere angesichts des vertraulichen bzw. sensiblen Charakters bestimmter Daten.

4.
Die Kommission wird den Stellungnahmen des Ausschusses Rechnung tragen.

5.
Dem Ausschuss gehören sieben Vertreter an, und zwar

•
drei Vertreter des Rates,

•
drei Vertreter des Europäischen Parlaments,

•
ein Vertreter der Kommission.

Der Ausschuss tritt regelmäßig (grundsätzlich viermal pro Jahr) zusammen.

6.
Die bestehenden Verantwortlichkeiten und die interinstitutionellen Beziehungen werden durch den Ausschuss nicht berührt."

2.
Entwurf einer Erklärung der Europäischen Kommission


zur Einbeziehung des Interinstitutionellen Galileo-Ausschusses bei internationalen Ver​einbarungen

"Die Kommission wird den Interinstitutionellen Galileo-Ausschuss über internationale Ver​einbarungen unterrichten, so dass er internationale Vereinbarungen mit Drittländern im Ein​klang mit der Rahmenvereinbarung vom 26. Mai 2005 über die Beziehungen zwischen der Kommission und dem Europäischen Parlament und künftige diesbezügliche Vereinbarungen - unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 300 des Vertrags - aufmerksam verfolgen kann."

3.
Entwurf einer Erklärung der Europäischen Kommission

zur Einleitung von Studien zum Betrieb des Galileo-Systems

"Angesichts der Aufforderung des Rates, im Jahr 2010 den in Artikel 4 Absatz 3 der Verord​nung vorgesehenen Vorschlag für die Betriebsphase der Programme vorzulegen, insbesondere was die Finanzierung, die Preisbildungspolitik und das Verfahren zur Einnahmenteilung an​belangt, wird die Kommission die hierfür erforderlichen Vorstudien im Einklang mit den Schlussfolgerungen des Rates (Verkehr) vom 29./30. November 2007 im Jahr 2008 einleiten und im Jahr 2009 fortsetzen.

In diesen Studien wird speziell untersucht, welche Möglichkeiten für eine Einbeziehung des Privatsektors in die Steuerung der Betriebsphase der Programme nach 2013 bestehen und wie eine solche Einbeziehung - insbesondere in Form einer öffentlich-privaten Partnerschaft - gegebenenfalls gestaltet werden könnte."

4.
Entwurf einer Erklärung der Europäischen Kommission

zur Einsetzung einer Gruppe von Sicherheitsexperten ("GNSS-Sicherheitsausschuss")

"Im Hinblick auf die Umsetzung des Artikels 10a Absatz 1 der Verordnung und zur Prüfung von Fragen im Zusammenhang mit der Sicherheit der Systeme beabsichtigt die Kommission, eine Expertengruppe einzusetzen, die sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten zusammensetzt.

Die Kommission wird dabei Folgendes sicherstellen:

–
Der Expertengruppe werden ein Vertreter je Mitgliedstaat und ein Vertreter der Kommis​sion angehören.

–
Den Vorsitz der Gruppe führt der Vertreter der Kommission.

–
Die Gruppe gibt sich eine Geschäftsordnung, die unter anderem vorsieht, dass Stellung​nahmen im Konsens verabschiedet werden und dass die Experten alle die Sicherheit der Systeme betreffenden Aspekte zur Sprache bringen.

Die Kommission wird bei der Ausübung ihrer Befugnisse die Stellungnahmen der Experten​gruppe umfassend berücksichtigen und verpflichtet sich, die Gruppe insbesondere vor der Festlegung der wichtigsten Sicherheitsanforderungen für die Systeme nach Artikel 10a der Verordnung zu konsultieren. 

Die Kommission vertritt im Übrigen folgende Auffassungen:

–
Die Vertreter der europäischen GNSS-Aufsichtsbehörde und der Europäischen Weltraum​organisation sowie der Generalsekretär/Hohe Vertreter sollten unter den in der Geschäftsordnung der Gruppe festgelegten Bedingungen als Beobachter an den Bera​tungen der Gruppe teilnehmen.

–
In den von der Europäischen Kommission geschlossenen Übereinkünften kann vorge​sehen werden, dass Vertreter von Drittländern unter den in der Geschäftsordnung der Gruppe festgelegten Bedingungen als Beobachter an den Beratungen der Gruppe teil​nehmen."

5.
Entwurf einer Erklärung der Europäischen Kommission

zur Einberufung eines unabhängigen Expertenteams

"Um die Bestimmungen des Artikels 10 Absatz 3 der Verordnung ordnungsgemäß anzu​wenden, beabsichtigt die Kommission,

–
ein unabhängiges Expertenteam für das Projektmanagement einzuberufen;

–
dieses Team unter anderem mit der Überprüfung der Durchführung der Programme zu beauftragen, damit es entsprechende Empfehlungen, insbesondere hinsichtlich des Risikomanagements, abgeben kann;

–
den in der Verordnung vorgesehenen Ausschuss regelmäßig über diese Empfehlungen zu informieren."

6.
Entwurf einer Erklärung der Europäischen Kommission

zur Auslegung von Artikel 12a Absatz 3 Buchstabe c

"In Artikel 12a Absatz 3 Buchstabe c ist der Grundsatz festgeschrieben, wonach mindestens 40 % des Gesamtwerts der Tätigkeiten im Rahmen des Wettbewerbs auf verschiedenen Ebenen an Unternehmen zu vergeben sind, die nicht zu den Konsortien gehören, deren Mit​glieder Durchführungsstelle für eines der Hauptpakete sind.

Die Kommission wird die Befolgung dieses Grundsatzes über den gesamten Vergabeprozess hinweg sehr genau überwachen und überprüfen und den Interinstitutionellen Galileo-Aus​schuss (GIP) sowie den Ausschuss für die europäischen GNSS-Programme über die Einhal​tung dieser Vorschrift und ihre Gesamtauswirkungen auf das Programm unterrichten. 

Sollte sich aus den Vorausschätzungen im Laufe des Verfahrens ergeben, dass die 40 %-Schwelle nicht erreicht werden kann, so wird die Kommission geeignete Maßnahmen nach dem in Artikel 12a Absatz 3 Buchstabe c vorgesehenen Verfahren ergreifen."

Zu Punkt 6:
Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zu Flughafenentgelten
1.
Erklärung der deutschen Delegation

"Die Bundesrepublik Deutschland unterstreicht ihre Auffassung, dass bei Schaffung einer unabhängigen Aufsichtsbehörde gemäß Artikel 10 diese Behörde unter ihrer Aufsicht die Implementierung der Bestimmungen dieser Richtlinie an regionale unabhängige Aufsichtsbehörden delegieren kann.

Der entsprechende Änderungsantrag des EP bestätigt diese Auffassung formal.

Die Möglichkeit der Delegation von Implementierungsaufgaben ist für die föderal strukturierte Bundesrepublik Deutschland unverzichtbar, um der verfassungsrechtlichen Aufgabenverteilung im Luftverkehr Rechnung zu tragen.  Dies ist für die Bundesrepublik Deutschland ein ganz wesentliches Kriterium für die Akzeptanz der Richtlinie.

Die Bundesrepublik Deutschland weist darauf hin, dass der vorgenannte entsprechende Ände​rungsvorschlag des Europäischen Parlaments, der die deutsche Interpretation explizit in der Richtlinie verankern würde, keinen Mitgliedstaat verpflichtet, von der Möglichkeit des Dele​gationsmodells Gebrauch zu machen, jedoch die besonderen verfassungsrechtlichen Auf​gabenverteilung im Luftverkehr in der Bundesrepublik Deutschland berücksichtigt."

2.
Erklärung der luxemburgischen Delegation

"Luxemburg kann die gegenwärtige Fassung der Bestimmung über den Geltungsbereich nicht billigen, die ihrer Ansicht nach zu einer Diskriminierung bei der Anwendung der vorge​schlagenen Richtlinie führen könnte.  Als Lösung für diese Frage schlägt Luxemburg weiter​hin vor, in Artikel 1 Absatz 2 am Ende von Unterabsatz 1 einen neuen Satz anzufügen:

"Die Kommission kann jedoch beschließen, dass alle oder einige Bestimmungen dieser Richt​linie so lange, wie dies erforderlich ist, nicht für einen Flughafen der letztgenannten Art gel​ten, wenn die Anwendung der betreffenden Bestimmungen zur Folge hat oder haben könnte, dass dieser Flughafen gegenüber anderen Flughäfen ungerechtfertigt benachteiligt wird, für die diese Richtlinie nicht gilt und die ein vergleichbares Verkehrsaufkommen aufweisen und in Konkurrenz zu dem betreffenden Flughafen stehen."

Abgesehen von diesem Vorschlag wäre für Luxemburg nach wie vor ein einheitliches Krite​rium (z.B. auf der Grundlage einer Schwelle von 1 Million) am besten geeignet, um eine ein​heitliche Erfassung zu gewährleisten und eine Ungleichbehandlung im Rahmen der vorge​schlagenen Richtlinie zu vermeiden.

Luxemburg bedauert, dass der vorgenannten Lösung die erforderliche Unterstützung bislang versagt geblieben ist, und bekräftigt ihre Entschlossenheit, allen möglichen Alternativen nachzugehen, die dazu beitragen könnten, die Anwendung einer derart diskriminierenden Be​stimmung zu verhindern."
Zu Punkt 7:
Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über einen Verhaltenskodex in Bezug auf Computerreservierungssysteme

1.
Erklärung der Kommission

"Die Kommission untersucht auf Ersuchen eines Mitgliedstaats oder von sich aus mögliche Fälle von Diskriminierung von EU-Luftfahrtunternehmen in den CRS von Drittländern.  Bestätigt sich eine Diskriminierung, so unterrichtet die Kommission vor einer Entscheidung die Mitgliedstaaten und die betroffenen Parteien und holt deren Bemerkungen ein, u.a. im Rahmen eines von ihr veranstalteten Treffens der zuständigen Experten aus den Mitglied​staaten."







�	Der der Öffentlichkeit zugängliche Teil des Protokolls über die endgültige Annahme von Rechtsakten des Rates ist in Addendum 1 enthalten.
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